
Beiblatt zur Parlamentskorrespondcnzv 16. Juli 1951. 

nie Liquidation der AusgIoichskasse. 

~60l~.,B. 
zu.294 J. Auf rag e b e an t W 0 r tun g. 

Auf: die an die Bundesregierung gerichteten Anfrägen der 

Abg. 'f e i k h Q. r t und Genas sen, betreffend die Liquidation der 

Ausgld.chskasso, t.eilt Bundeskanzler Dr.lng. F i g 1 ·llamens der-

Bwld.e8regiorung lla.ehstehendcs mit: , .• 

• Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 17. 12~ 1945, BGBl.Nr~111/46, 
bet~oftend die Regelung des Aussenhandelsverkchrs, wurde ein Sondor

konto eies (lst(nlroichischen Warenverkehrsbüros zum Zwecke der AnpassWlg 

der tlbenahmsproiso ,an das inländische Preisnivea.u bei der tlsterrei

chisoheD Nationalbank errichtet. Auf diesem Sonderkonto war ein Yeil 

des Erlasf8 fU.r tUo Ein- oder Ausfuhrware~ zu erlegen. Die Festlet:una 

diesos folIQS oblag dem Österreichischen Warenverkehrsbüro, das diQ 

Wei.sUBg der zuständig~n Stllatsämter einzuholen hatto. 

Das Bund<:·sministerium für Finanzen hat im Einvernehmen mit den 

J' , 

in Betracht komocnden Bundesmini st.criell; UJ."1d den Berufsvertretungen mit. 

Erlass vom 6. Dezember 1946, Zl. 248,,704-13/1946, dem ÖStcrroiohiechcn 

Wazcnvc~kehrsbüro nähere.Weisungen hinsichtlich des Abschöpfungsvorfabrons, 
~ 

das. auf' AushhNal'cn beschränkt wurde, erteilt. Gleichzeitig wurdo 

festgestellt, dass die Ver~ugung über die auf dem Sonderkonto des 

Österrcichischen Warenverkehrsbüros bei der Österreichischen Nationall>aak 

erlegten Beträge dem Bundesministerium f"ür Finanzen einvernehmlich !dt 

dem Bw1deskanzleramt - Auswärtige Angelegenhei tcn und den beteiligtoft. 

aundcsministericn vorbehalten bleibt. 

Die sogenannte.Ausgleichskasse war nicht mit eigener Rechtsporsön

l1chltelt ausgesta.ttet, sondern war lediglich die Bc.zeichnung des Sonder

kontos bei dcr.Österreichischcl1. Nationalbank bzuo der Abteilung des 

Östcrreiehischen Warenverkehrsbüros, die die mit den Absch~»fungsvertahron 

v~bUEde~on Agenden zu erledigen hatte~ 
\ 
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Die F~stsctzung und die V~sohrcib\L~g von Abschöpfungsbeträgen 

nach dem genannten Durcliführungscrlass des Bundesministeriuns für Finanzen 

wurde vom Österrcichischcl1 Warcl1vcrkehrsbüro im Feber 1947 begonnen .. 

Als die Exporterlöse. gegenüber den Inlandsprciscl1,die im Laufe der zweiten 

Hälfte des Jahres 1947 sta~k angczogc1 hatten, nu~ehr Differenzen aufuic
sen, die nach dem errrähnten Erlass abschöpfungsfrci TIaren, uurdc von den 

zuställdigcn Ressorts und Kammern festgestellt I dass der Abschöpfung 

unterliegende Exportmehrerlöse kaUm mehr erzielbar seicl"~ '(lnd das Ab

sohöpfungsvcrfahrcn mit Wirkung ab 1. Jänner 1948 sisiiert. 

Über die Weisung des Bundesministeriums für Finanzen wurden die 

Bestände dGX Ausglcichs~ssc der Staatshauptkasse überrriescn. Nach Berüok

sichtigung von Rückzahlungen, die auf Grund o.nerkamlter Reklamationen 

gel.ei.&t.et '\1,erdenmussten, hatte die Ausgleichskasse am 31_März 1.J .. 

lat4öl.4öö~42 S erzielt. Dieser Betrag ist die Summe von folgenden fünf 

Teilbetragen: • 

S 106 .. 337.:32, 
'. 

S 8,429.623.07 J .. 
S 6,205.290.02, 

S 3;000-,000.--, 

S 7200216001, 

die vom Österreichischen WarenverkehrsbUro bereits im 
Laufe des Jahres 1946 abgeschöpft worden TIaren; 

die vom Österreichischen Wnrcnvcrkchrsbüro nuf Gruftd des 
Durohführungser1asses erzielt ~urden; 

dieser Teilbetrag ist das'Ergebnis einer AbgeltungsaktioD, 
durch die - in Form einer 20 %igen Pauschalzahlung ~ 
reklamierte, noch nicht fällige oder sonst offene Forde
rungen der Ausgleichskasse abgegolten ~urden; 

Zahlung der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft als 
pauschale Abfindung für alle übrigen Forderun~en der 
Ausgleichskasse, die aus Vorschrci bungen des Ostcrrcicili-
sehen Wnrenvcrkchrsbüros entstanden waren; . 

bisher von der Österrcichischen Holzwirtschaftsste11c fUr 
von ihr durchgeführte Abschöpfungcn bei Holzcxportgesohäften 
an die Ausgleichskasse abgeführt. 

Während die ersten vier Teilbeträge kaum mohr Änderungen erfahren 

dürften, steht d~s Ergebnis der Holzabschöpfungen noch nioht fcst,und ist 

MS BundosministeriUt"1:. für Finanzen im Ei1wernehra.en mit der.:!. Rechnuneshot 

bemüht, diese Beträg~hercinzuoring8n_ 

Die vorer\7ähnten Beträge von zusammen 18,461,466.42 S wurden an die 

Staatsho.uptknsse abgcführ't ~ 

In den Jahren 1948 bis 1950 wurden 564 Millionen Schilling für 

Preisstützungen aus Bundcsnitteln ausgegeben. Ein namhafter Teil dieses 

Betrages - jeden~nlls mehr als die vereinnahmten 18 Millionen Schilling -
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.. diente der Anpassung der Übernahmspreise :'~Oll Eillfulll"'Ial's:n~ Co:1. das inländische 

Prcisnivcau<ll Da somit die bisherigen Erlöse der Ausg1eiohskasse widrnungs

gcmäss verwendet \Tl1rdcn, erübrigt sich ein Gesetz über die Liquidierung 

der Ausgleichskasse bzw. über die Verwendung der vorhandenen Geldmittel. 

Das Aussenhande1s'Vcrkehrsgesetz VO~ll 17" Dezember ·1945 wurde durch 

§ 19 Abs ~2 des Aussenhandelsverkehrsgesetz es 1948, BGBl.Nr. 251,' aUSBer 

Kraft gesetzt. Eine dem § 5 des alten Gesetzes entsprechende Best~Jung 

rrurdc in das Aussenhande1sverkehrsgcsetz 1948 nicht mehr aufgm.omn.en. 1I 

-.-.-,,-.-
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